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Bezirksregierung Düsseldorf   
Flurbereinigungsbehörde 
- Dezernat 33 - 
 

Mönchengladbach, 13.01.2022 
Dienstgebäude: 
41061 Mönchengladbach 
Croonsallee 36-40 
Tel.: 0211 / 475-9803 
Fax: 0211 / 475-9791 
E-Mail: Dezernat33@brd.nrw.de 

 
 
Flurbereinigung 
Deich Meerbusch-Lank 
 

Az.: 33 - 70901 
 
 

Ausführungsanordnung 
 
In der Flurbereinigung Deich Meerbusch-Lank  wird hiermit gem. § 61 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) die Ausführung des Flurbereinigungsplanes Deich Meerbusch-Lank  mit den folgen-
den Wirkungen angeordnet: 
 
1. Mit dem 01.04.2022 tritt der im Flurbereinigungsplan Deich Meerbusch-Lank  vorgesehe-

ne neue Rechtszustand an die Stelle des bisherigen; das heißt, die im Flurbereinigungs-
plan Deich Meerbusch-Lank  enthaltene Neuordnung des Eigentums und der sonstigen 
privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Verhältnisse tritt in Kraft (§ 61 Satz 2 FlurbG). 

2. Mit dem gleichen Zeitpunkt treten die Landabfindungen hinsichtlich der Rechte an den al-
ten Grundstücken und der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die nicht 
aufgehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebundenen öffentli-
chen Lasten, die auf den alten Grundstücken ruhen, gehen auf die in deren örtlicher Lage 
ausgewiesenen neuen Grundstücke über (§ 68 Abs. 1 FlurbG). 

3. Die Einweisung in den Besitz, die Verwaltung und Nutzung der im Flurbereinigungsplan 
Deich Meerbusch-Lank  ausgewiesenen neuen Grundstücke erfolgte durch vorläufige 
Besitzeinweisung vom 04.06.2018 sowie einvernehmliche Einzelfallregelungen. Weitere 
Regelungen sind nicht erforderlich. 
 

4. Wird der ausgeführte Flurbereinigungsplan unanfechtbar geändert, wirkt diese Änderung 
in rechtlicher Hinsicht auf den 01.04.2022 zurück (§ 64 Satz 2 i.V.m. § 63 Abs. 2 FlurbG). 

5. Innerhalb einer Frist von 3 Monaten, vom ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung 
dieses Verwaltungsaktes an gerechnet, können gem. § 71 FlurbG i.V.m. § 62 Abs. 1 
FlurbG mangels einer Einigung zwischen den Vertragspartnern bei der Flurbereinigungs-
behörde folgende Festsetzungen beantragt werden: 

a) Angemessene Verzinsung einer eventuell vom Eigentümer zu leistenden Aus-
gleichszahlung für eine dem Nießbrauch unterliegende Mehrzuteilung von Land 
durch den Nießbraucher (§ 69 Satz 2 FlurbG); 

b) Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleich infolge ei-
nes eventuellen Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz (§ 
70 Abs. 1 FlurbG); 

c) Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernisse der Bewirt-
schaftung des neuen Pachtbesitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG). 

Dabei können die Anträge zu a) und b) von beiden Vertragspartnern gestellt werden, der 
Antrag zu c) nur vom Pächter. 

 
6. Es wird darauf hingewiesen, dass mit der Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes 

Deich Meerbusch-Lank  die Veränderungssperren der §§ 34 und 85 Nr. 5 FlurbG enden. 
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Gründe 
 
Der Erlass der Ausführungsanordnung ist zulässig und begründet. Gemäß § 61 Satz 1 FlurbG 
ordnet die Flurbereinigungsbehörde die Ausführung des Flurbereinigungsplanes an, wenn die-
ser unanfechtbar geworden ist. Der Flurbereinigungsplan Deich Meerbusch-Lank  ist unan-
fechtbar geworden. 

Ein Aufschieben der Ausführung des Flurbereinigungsplanes widerspricht dem Gebot der zügi-
gen Abwicklung des Verfahrens und verlängert den unerwünschten Zustand der Nichtüberein-
stimmung der tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse. Die Teilnehmer üben aufgrund der 
vorläufigen Besitzeinweisung mit Überleitungsbestimmungen sowie einvernehmlicher Einzelfall-
regelungen bereits Besitz und Nutzung an den neuen Grundstücken aus. Dagegen haben sie 
bislang keine rechtliche Verfügungsmöglichkeit über die neuen Grundstücke. 
 
Die Ausführungsanordnung führt den im Flurbereinigungsplan vorgesehenen neuen Rechtszu-
stand herbei, verschafft den Verfahrensteilnehmern die volle rechtliche Verfügungsmöglichkeit 
über ihre Abfindungsgrundstücke und ist die Voraussetzung für die Berichtigung der öffentlichen 
Bücher.  
 
Der Erlass der Ausführungsanordnung gem. § 61 FlurbG liegt somit im öffentlichen Interesse 
und im Interesse der Beteiligten. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die Anordnung der Ausführung des Deich Meerbusch-Lank  kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe (öffentlicher Bekanntmachung) Widerspruch erhoben werden. Der Wi-
derspruch ist bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Dienstgebäude Mönchengladbach, 
Croonsallee 36-40, 41061 Mönchengladbach, schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben. 

Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizier-
ter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregierung Düsseldorf er-
hoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brd.sec.nrw.de. 

Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmel-
dung nach dem de-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@brd-
nrw.de-mail.de. 

Hinweis: 

Weitere Hinweise zur Widerspruchserhebung in elektronischer Form finden Sie auf der Homepage der 
Bezirksregierung Düsseldorf (www.brd.nrw.de) unter „Kontakt“.“ 

 
Anordnung der sofortigen Vollziehung  

 
Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die sofortige Vollziehung 
dieses Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine auf-
schiebende Wirkung haben. 
 
Gründe  
 
Nach der vorgenannten Vorschrift kann die sofortige Vollziehung angeordnet werden, wenn sie 
im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse der Beteiligten liegt. Die Vorausset-
zungen hierfür sind für die Ausführungsanordnung in dem Flurbereinigungsverfahren Deich 
Meerbusch-Lank  gegeben. 

Das Interesse des überwiegenden Teils der Verfahrensbeteiligten an der rechtlichen Ausfüh-
rung des Flurbereinigungsplanes Deich Meerbusch-Lank  überwiegt deutlich das Interesse 
einzelner Widerspruchsführer an der aufschiebenden Wirkung der eingelegten Rechtsbehelfe. 
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Die durch die Ausführungsanordnung ausgelösten ineinandergreifenden Eigentumsverände-
rungen müssen gleichzeitig wirksam werden. Dies wäre nicht möglich, wenn Widersprüche ein-
zelner Teilnehmer aufschiebende Wirkung hätten. 

Im Übrigen sind durch die gesetzlichen Bestimmungen des § 79 Abs. 2 FlurbG die rechtlichen 
Belange der Widerspruchsführer hinreichend gewahrt. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung für die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beantragt werden bei dem Oberverwaltungsgericht 
für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster. 

Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann auch in elektronischer 
Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 
07.11.2012 (GV. NRW. Seite 548) in der jeweils geltenden Fassung eingereicht werden. Das 
elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 
3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle des Oberverwaltungsgerichtes übermittelt 
werden. Näheres hierzu entnehmen Sie bitte der Internet-Seite http://www.ovg.nrw.de/ unter 
dem Punkt Elektronischer Rechtsverkehr. 
 

Im Auftrag 
 
(LS)  gez. Ralph Merten 

 
Hinweis: 
Diese öffentliche Bekanntmachung finden Sie auch auf der Internetseite der Bezirksregierung Düsseldorf 
(www.brd.nrw.de) unter der Rubrik „Über uns“/“Bekanntmachungen der Bezirksregierung Düssel-
dorf“. 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

Genehmigungsbescheid nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für 

die 

Firma „Energiekontor AG, Mary-Sommerville-Straße 5 in 28359 Bremen“ 

 

Rhein-Erft-Kreis  
Der Landrat  
70/32 Untere Immissionsschutzbehörde 
50126 Bergheim 
  
 
Az.:  70-6/05/0004/20-Stg     
 
Gemäß § 21a der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) vom 29.05.1992 in der 
zurzeit geltenden Fassung sowie des § 27 des Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) vom 24.02.2010 in der zurzeit geltenden Fassung wird hiermit nachfolgende 
Entscheidung öffentlich bekannt gegeben: 
 
Auf den Antrag der Energiekontor AG, Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen vom 
31.03.2020, zuletzt geändert am 18.02.2021, ergeht nach Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. der 9. 
BImSchV, in der zurzeit geltenden Fassung, folgende Entscheidung: 

 
Der Energiekontor AG wird gemäß §§ 4 und 6 BImSchG i.V.m. § 2 der Vierten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) sowie Nr. 1.6.2 
Verfahrensart „V“ des Anhangs dieser Verordnung die Genehmigung zur Errichtung und zum 
Betrieb von drei Windenergieanlagen – mit einer Höhe von mehr als 50 m – in 50226 Frechen, 
Gemarkung Frechen, Flur 10, Flurstücke 980 und 984, erteilt.  
 
Bei den Windenergieanlagen handelt es sich um Anlagen des Typs Nordex Delta 4000 – 
N149/4.0 – 4.5 STE, TS 125-01 mit einer Nennleistung von 4.500 KW, einer Nabenhöhe von 
125,4 m, einem Rotordurchmesser von 149,1 m und einer Gesamthöhe von 199,9 m. 

 
Genaue Standorte der Windenergieanlagen: 
 
WEA 1:  Rechtwert: 342.613,8 

Hochwert:  5.638.584,8 
(UTM-Koordinaten: ETRS89) 
Gesamthöhe über NN: 302,46 m 
 

WEA 2:  Rechtwert: 342.480,8 
Hochwert:  5.638.937,8 
(UTM-Koordinaten: ETRS89) 
Gesamthöhe über NN: 303,88 m 
 

WEA 6:  Rechtwert: 342.173,7 
Hochwert:  5.639.149,8 
(UTM-Koordinaten: ETRS89) 
Gesamthöhe über NN: 298,20 m 
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Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG die Baugenehmigung nach § 74 der 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) vom 21.07.2018 in der zurzeit 
geltenden Fassung, sowie die luftrechtliche Zustimmung gemäß § 14 des Luftverkehrs-
gesetzes (LuftVG) ein. 
 
Die Bedenken zum Inhalt und Umfang der Genehmigungsunterlagen, sowie Bedenken gegen 
die Errichtung und den Betrieb der Anlage werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch 
Ergänzungen des Genehmigungsantrags und die unter Ziffer 2 aufgeführten 
Nebenbestimmungen Rechnung getragen wurde oder soweit sie sich im Laufe des Verfahrens 
nicht auf andere Weise erledigt haben. Für die Windenergieanlagen WEA 3, WEA 4 und WEA 
5 liegt keine Zustimmung vor. 

 
Dieser Bescheid ergeht auf der Grundlage der unter Ziffer 7 aufgeführten und mit dem 
Bescheid verbundenen Antragsunterlagen. Diese Unterlagen sind Bestandteil des 
Genehmigungsbescheids und maßgebend für dessen Ausführung, soweit nicht durch die unter 
Ziffer 2 aufgeführten Nebenbestimmungen (§ 12 Absatz 1 BImSchG) eine andere Regelung 
getroffen wird. 

 
Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt der 
Rechtswirksamkeit mit der Errichtung des Vorhabens begonnen wird und innerhalb eines 
weiteren Jahres die Inbetriebnahme erfolgt. Die Fristen können aus wichtigem Grund auf 
Antrag verlängert werden. 
 
 
II Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung schriftlich oder 
zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW), Aegidiikirchplatz 5 in 
48143 Münster, Klage erhoben werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, ist die Frist nur 
gewahrt, wenn die Klage während ihres Laufes beim Verwaltungsgericht eingeht. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs 
und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
 
III Sonstige Angaben 
 
Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen und Bedingungen zum Immissionsschutz, 
Landschafts-, Natur- und Artenschutz, Brandschutz, Luftfahrtrecht und zu sonstigen 
Bereichen. 
 
Hinweis auf die Auslegung nach § 74 Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz sowie § 21a 
Absatz 1 der 9. BImSchV i.V.m. § 10 Absatz 8 BImSchG: 
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Der Genehmigungsbescheid (einschl. Begründung) und die zugehörigen Antragsunterlagen 
liegen für den Zeitraum von zwei Wochen in der Zeit  
 

vom 19.01.2022 bis einschließlich 01.02.2022 (außer samstags und sonntags) 
 
an folgenden Stellen nach vorheriger Terminabsprache zur Einsicht aus: 
 
Rhein-Erft-Kreis   Montag bis Donnerstag: 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Willy-Brandt-Platz 1       14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

50126 Bergheim   Freitag:   09:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

Amt 70 , Raum 3 A 62 

 

Aufgrund der Beschränkungen durch das Coronavirus zum Betreten des Kreishauses muss 

eine telefonische Anmeldung unter Tel.-Nr. 02271/83-17069 erfolgen. 

 

Stadtverwaltung Frechen  Montag bis Freitag:  08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

Johann-Schmitz-Platz 1-3  Montag, Dienstag, Mittwoch 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

50226 Frechen    Donnerstag:   14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 

Abt. Stadtplanung und Geoinformation,  

Zimmer 305 

 

Aufgrund der Beschränkungen durch das Coronavirus muss zum Betreten des Rathauses eine 

telefonische Anmeldung unter Tel.-Nr. 02234/501-1392 erfolgen. 

 
Zusätzlich sind die Unterlagen auf der Internetseite des Rhein-Erft-Kreises unter  
https://www.rhein-erft-kreis.de/der-rheinerftkreis-seine-verwaltung/informationen-
aktuelles/bekanntmachungen veröffentlicht. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Genehmigungsbescheid gegenüber den 
übrigen Betroffenen als zugestellt. 
 
 
Bergheim, 14.01.2022 
 
Landrat des Rhein-Erft-Kreises 
Im Auftrag 
gez. 
vom Felde 
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Bekanntmachung des Rhein-Erft-Kreises 
 

 

Hiermit wird bekanntgegeben, dass die Jägerprüfung 2022 zur Erlangung des Jagdscheins bzw. 

die eingeschränkte Jägerprüfung zur Erlangung des Falknerjagdscheins in der Zeit vom  

 

20. April 2022 bis 27. April 2022 

 

stattfindet. 

 

Folgende Prüfungstermine und -orte sind für die einzelnen Prüfungsabschnitte vorgesehen: 

 

1. Schriftlicher Teil der Jägerprüfung:  

 

Mittwoch, den 20. April 2022,  

 

15:00 bis 18:00 Uhr im Kreishaus in Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1. 

 

2. Schießprüfung der Jägerprüfung: 

 

  Donnerstag, den 21. April 2022,  

 

ab 08:00 Uhr auf dem Schießstand "Gürather Höhe" in Bedburg.  

 

3. Mündlich-praktischer Teil der Jägerprüfung: 

 

Montag, den 25. April 2022,  

Dienstag, den 26. April 2022,  

Mittwoch, den 27. April 2022,  

 

ab 08:00 Uhr im Kreishaus in Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1. 

 

Anträge auf Zulassung zur Prüfung sind von den Bewerbern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 

Gebiet des Rhein-Erft-Kreises haben, spätestens bis zum 19. Februar 2022 einzureichen beim 

Rhein-Erft-Kreis, 39/10 Untere Jagdbehörde, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim. 

 

Dem Antrag sind beizufügen: 

 

- ein Nachweis über die Einzahlung der Prüfungsgebühr; 

 

- ein Nachweis (nicht älter als ein Jahr) der Landesvereinigung der Jäger oder einer ihrer 

satzungsmäßigen Untergliederungen über die sichere Handhabung und das Schießen mit 

einer Kurzwaffe mit einem Mindestkaliber von 9 Millimetern (es sei denn, die Prüfung wird 

lediglich zur Erlangung eines Falknerjagdscheins abgelegt); 

 

- ein Nachweis über die Teilnahme an einer vom zuständigen Veterinäramt anerkannten 

Schulung zur Kundigen Person nach Anhang III, Abschnitt IV, Kapitel I, Nummer 4 der 

Verordnung (EG) Nummer 853/2004 und  
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- ein amtliches Führungszeugnis, das nicht älter als sechs Monate sein darf. 

 

Mit der Antragstellung ist die Einzahlung der Prüfungsgebühr verbunden, die bei der Jägerprüfung 

220,00 € und bei der eingeschränkten Jägerprüfung 110,00 € beträgt. Zusätzlich ist eine 

Zulassungsgebühr in Höhe von 30,00 € zu entrichten.  

 

Die entsprechenden Antragsformulare sind bei der vorgenannten Dienststelle erhältlich und  

können auch telefonisch (Rufnummer: 02271/83-13933 oder -13932) angefordert werden. 

 

Bewerberinnen und Bewerbern, die den mündlich-praktischen Teil und/oder die Schießprüfung 

der Jägerprüfung nicht bestehen, wird Gelegenheit gegeben, an einer einmaligen Nachprüfung 

teilnehmen, welche frühestens drei Monate nach Feststellung des Nichtbestehens der 

Jägerprüfung durchgeführt wird. 

 

Folgende Prüfungstermine und -orte sind für die einzelnen Nachprüfungsabschnitte vorgesehen: 

 

1. Schießprüfung 

 

Montag, den 05. September 2022,  

 

Schießstand "Gürather Höhe" in 50181 Bedburg, 

 

2. Mündlich/praktischer Teil der Jägerprüfung 

 

Dienstag,  den 06. September 2022,  

 

im Kreishaus in Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1. 

 

 

Anträge auf Zulassung zur Nachprüfung sind bis spätestens zum 04. Juli 2022 an die untere 

Jagdbehörde des Rhein-Erft-Kreises zu richten. Mit der Antragstellung auf eine einmalige 

Nachprüfung ist die Einzahlung der Prüfungsgebühr nachzuweisen, die je zu wiederholendem 

Prüfungsteil 80,00 € beträgt. Zusätzlich ist eine Zulassungsgebühr in Höhe von 30,00 € zu 

entrichten. 

 

Die Jägerprüfung wird nach der Verordnung zur Durchführung des Landesjagdgesetzes 

(Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung – DVO LJG-NRW) vom 31. März 2010 in der zurzeit 

geltenden Fassung durchgeführt. 
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